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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Nachdem das Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinanzierung bereits je
zwei Mal im Ständerat und im Nationalrat behandelt worden war, hatte der Ständerat im
Berichtsjahr immer noch vier inhaltliche Differenzen zu behandeln. Die Kommission
beantragte, aus Kostengründen in allen Punkten an den ursprünglichen Beschlüssen
festzuhalten. Ohne Diskussion beschloss der Ständerat daraufhin, eine einjährige
Karenzfrist für den Anspruch auf eine Entschädigung beizubehalten. Die periodische
Anpassung der Pflegebeiträge der Krankenversicherung an die Pflege, welche der
Nationalrat vorgeschlagen hatte, sollte ebenfalls gestrichen werden. Der Ständerat
beharrte ebenso darauf, dass der Übergang zur neuen Pflegefinanzierung kostenneutral
erfolgen soll. Einzig um die Frage der Finanzierung der ärztlich verordneten Akut- und
Übergangspflege entstand eine längere Diskussion. Die Kommissionsmehrheit wollte am
Modell 60% Krankenversicherung, 20% öffentliche Hand und 20% zulasten der
Patienten festhalten und damit den vom Nationalrat vorgeschlagenen Kostenverteiler
ablehnen. Eine Kommissionsminderheit Maissen (cvp, GR) plädierte hingegen dafür, den
Kostenverteiler des Nationalrates zu übernehmen (55% Kantone und 45%
Krankenversicherer). Die Minderheit argumentierte damit, dass es richtig sei, wenn die
Übergangspflege gleich finanziert werde wie die spitalinterne Behandlung. Die Mehrheit
der Kommission sprach sich hingegen dafür aus, dass auch die Patienten und
Patientinnen ein gewisses Mass an Solidarität gegenüber den jungen Steuerzahlern
übernehmen und daher an der Finanzierung beteiligt werden sollten. Mit 23 zu 18
Stimmen nahm der Ständerat den Antrag der Mehrheit an. 1
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1) AB SR, 2008, S. 15 ff.
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